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Leitsätze 1. Der Annahme einer Minderung des
quantitativen Leistungsvermögens steht
nicht entgegen, dass bei Vorliegen einer
psychischen Erkrankung noch keine oder
bislang keine adäquate Behandlung
durchgeführt worden ist.
2. Die Frage der Behandelbarkeit einer
psychischen Erkrankung ist lediglich für
die Dauer und Befristung einer Rente von
Bedeutung.
3. Sofern erfolgsversprechende
Behandlungen bestehen, kann der
Renteversicherungsträger die
Rentenzahlung wegen Erwerbsminderung
nur gemäß § 66 Abs. 1 SGB I verweigern,
wenn der Versicherte nach Aufforderung
zumutbare Behandlungen nicht ergreift.

Normenkette § 43 Abs. 1 S. 1 SGB VI, § 43 Abs. 2 S. 1
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I. Unter Aufhebung des Bescheides vom 13.07.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 17.05.2018 wird die Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger
eine Rente wegen voller Erwerbsminderung ab dem 01.11.2017 bis zum 31.10.2020
nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Vorschriften zu gewÃ¤hren.
II. Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt die GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller Erwerbsminderung.

Der 1982 geborene und seit dem 07.07.2017 arbeitslose KlÃ¤ger beantragte bei der
Beklagten am 28.03.2017 (Posteingang 12.04.2017) eine Rente wegen
Erwerbsminderung. Die Beklagte lehnte den Antrag des KlÃ¤gers mit Bescheid vom
13.07.2017 ab, da der KlÃ¤ger die medizinischen Voraussetzungen nicht erfÃ¼lle.
Im Ergebnis der medizinischen Ermittlungen der Beklagten wÃ¼rden bei dem
KlÃ¤ger Krankheiten oder Behinderungen in Form einer seelischen Erkrankung
(PanikstÃ¶rung, Depression), einer SchlafatemfunktionsstÃ¶rung, eines
VerschleiÃ�es der WirbelsÃ¤ule, von Spannungskopfschmerzen und von
Bluthochdruck vorliegen. Die EinschrÃ¤nkungen, die sich hieraus ergeben, fÃ¼hren
nach EinschÃ¤tzung der Beklagten nicht zu einem Anspruch auf Rente wegen
Erwerbsminderung. Denn nach ihrer medizinischen Beurteilung kÃ¶nne der KlÃ¤ger
mindestens sechs Stunden tÃ¤glich auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tÃ¤tig sein.

Gegen den Ablehnungsbescheid vom 13.07.2017 erhob der KlÃ¤ger, vertreten
durch seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten, am 02.08.2017 (Posteingang 03.08.2017)
Widerspruch. Der KlÃ¤ger sei aufgrund einer seelischen Erkrankung nicht in der
Lage, mindestens sechs Stunden tÃ¤glich unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes erwerbsfÃ¤hig zu sein. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne keine
Ã¶ffentlichen Verkehrsmittel nutzen. So habe er die Anreise zu dem von der
Beklagten beauftragten SachverstÃ¤ndigen aufgrund gesundheitlicher
EinschrÃ¤nkungen abbrechen mÃ¼ssen.

Die Beklagte beauftragte daraufhin Dr. medic R. mit der Erstellung eines
SachverstÃ¤ndigengutachtens auf psychiatrischem Fachgebiet. Dieser gelangte in
seinem Gutachten vom 09.04.2018 mit ambulanter hÃ¤uslicher Untersuchung am
05.04.2018 zu dem Ergebnis, dass der KlÃ¤ger nach psychischer Stabilisierung in
der Lage sei, mindestens sechs Stunden tÃ¤glich psychisch leichte TÃ¤tigkeiten auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt in Tagesschicht und ohne Anforderungen an die
Frustrationstoleranz, ohne Beherrschung komplexer ArbeitsvorgÃ¤nge und ohne
Zeitdruck zu verrichten.

Den Widerspruch des KlÃ¤gers wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom
17.05.2018 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die vorliegenden medizinischen Unterlagen
seien durch den sozialmedizinischen Dienst erneut geprÃ¼ft worden. Diese seien
schlÃ¼ssig und Ã¼berzeugend. Eine weitere medizinische SachaufklÃ¤rung sei
nicht erforderlich. Der KlÃ¤ger sei in der Lage, mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
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leichte bis mittelschwere Arbeiten mit weiteren FunktionseinschrÃ¤nkungen zu
verrichten.

Mit seiner am 13.06.2018 (Posteingang 14.06.2018) durch seinen
ProzessbevollmÃ¤chtigten am Sozialgericht Dresden erhobenen Klage verfolgt der
KlÃ¤ger sein Begehren weiter. Der KlÃ¤ger sei unter Verweis auf einen
Befundbericht seiner HausÃ¤rztin vom 27.12.2016 aufgrund von SchlafstÃ¶rungen
bei Schlafapnoe, PanikstÃ¶rungen, eines rezidivierenden Spannungskopfschmerzes,
einer essentiellen Hypertonie, lumbaler und sonstiger BandscheibenschÃ¤den mit
Radikulopathie, einer Osteochondrose der WirbelsÃ¤ule und einer
Tonsillenhyperplasie seit dem 01.02.2016 arbeitsunfÃ¤hig. Der KlÃ¤ger leide
daneben an Angst- und PanikstÃ¶rungen bei depressiver Stimmungslage, einer
affektdurchbrÃ¼chigen wenig toleranten PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung, einer
Insomnie sowie einer Interkostalneuropathie. Die Untersuchung und Befragung
durch den von der Beklagten beauftragten SachverstÃ¤ndigen habe lediglich 15
Minuten gedauert. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne aufgrund der Angst- und PanikstÃ¶rung
weder Ã¶ffentliche Verkehrsmittel noch ein privates Pkw nutzen. Der KlÃ¤ger habe
sich vom 03.08.2016 bis zum 04.08.2016 in teilstationÃ¤rer Behandlung im
SÃ¤chsischen Krankenhaus GroÃ�schweidnitz befunden. Eine Begutachtung auf
orthopÃ¤dischem Fachgebiet sei erforderlich, dies habe die Beklagte unterlassen.
Aufgrund der krankheitsbedingten Ortsgebundenheit und der Wartezeiten der
ansÃ¤ssigen Psychotherapeuten befinde sich der KlÃ¤ger aktuell nicht in
psychotherapeutischer Behandlung.

Der KlÃ¤ger beantragt,

unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 13.07.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 17.05.2018 die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger
eine Rente wegen voller Erwerbsminderung ab 01.11.2017 bis zum 31.10.2020 zu
gewÃ¤hren nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Vorschriften.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte verweist im Wesentlichen auf ihre AusfÃ¼hrungen in den
angefochtenen Verwaltungsentscheidungen. Nach den Feststellungen des von ihr
beauftragten SachverstÃ¤ndigen liege ein Behandlungsfall vor. Danach kÃ¶nnen die
gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen des KlÃ¤gers durch bislang nicht
ausgeschÃ¶pfte, zumutbare TherapiemÃ¶glichkeiten (ambulante, tagesklinische
oder stationÃ¤re Psychotherapie) in absehbarer Zeit behoben werden. Eine
orthopÃ¤dische Begutachtung sei nicht erforderlich, da keine Hinweise bestehen,
dass der KlÃ¤ger in orthopÃ¤discher Behandlung sei und deshalb auch kein Bedarf
anzunehmen sei. Dem eingeholten Befundbericht der behandelnden HausÃ¤rztin
lassen sich keine Befunde entnehmen, die eine Minderung des quantitativen
LeistungsvermÃ¶gens belegen wÃ¼rden. Die Panikattacken haben sich gebessert.
Auch das gerichtlich in Auftrag gegebene SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr.
med. E â�¦ bestÃ¤tige, dass der KlÃ¤ger bei behandelbarer psychischer Erkrankung
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in der Lage sei, leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten vollschichtig zu
verrichten. Entsprechend der sozialmedizinischen Leitlinien sei zum Zwecke der
Gleichbehandlung aller Versicherten eine lÃ¤nger anhaltende, quantitative
Leistungsminderung erst dann anzunehmen, wenn eine psychische Erkrankung
durch eine adÃ¤quate Therapie in einem Ã¼berschaubaren Zeitraum gebessert
werden kÃ¶nne. Andernfalls wÃ¼rde eine zeitlich befristete quantitative
Leistungsminderung hÃ¤ufig zu einer dauerhaften Berentung fÃ¼hren, da die Zeit
der Berentung nicht sinnvoll fÃ¼r therapeutische MaÃ�nahmen genutzt werde und
andererseits die Chronifizierung der AngststÃ¶rung durch Distanzierung von den
Anforderungen des Alltags voranschreite. Die therapeutischen Optionen seien durch
den KlÃ¤ger auszuschÃ¶pfen. Davon kÃ¶nne erst dann gesprochen werden, wenn
ambulante und ggf. auch stationÃ¤re Behandlungsversuche durchgefÃ¼hrt worden
seien. Eine adÃ¤quate Behandlung sei bislang jedoch nicht erfolgt. Die Beklagte
verweist auf die obergerichtliche Rechtsprechung des Bayerischen
Landessozialgerichts zum sogenannten Behandlungsfall.

Das Gericht hat zum Gesundheitszustand des KlÃ¤gers durch Einholung eines
Ã¤rztlichen Befundberichtes sowie eines SachverstÃ¤ndigengutachtens auf
nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet Beweis erhoben. BezÃ¼glich des Ergebnisses der
Beweisaufnahme wird auf den Befundbericht von C â�¦ vom 03.12.2018 sowie auf
das nervenÃ¤rztliche SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. med. E â�¦ vom
12.07.2019 mit ambulanter Untersuchung am 08.07.2019 und das
testpsychologische Gutachten von F â�¦ vom 08.07.2019 verwiesen.

Das Gericht hat zudem einen unverschlÃ¼sselten Versicherungsverlauf vom
13.09.2019 nebst Wartezeitaufstellung bei einem fiktiven Leistungsfall am
12.04.2017 von der Beklagten beigezogen.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte, die beigezogene Verwaltungsakte der Beklagten sowie das Protokoll
der mÃ¼ndlichen Verhandlung vollumfÃ¤nglich Bezug genommen. Deren Inhalt war
Gegenstand der Entscheidung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

I.

Die zulÃ¤ssige kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1
S. 1 Alt. 1 i.V.m. Abs. 4 SGG ist begrÃ¼ndet.

Der Bescheid vom 13.07.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
17.05.2018 ist rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger
hat einen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer befristeten Rente wegen voller
Erwerbsminderung gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 SGB VI in gesetzesmÃ¤Ã�iger HÃ¶he ab
dem 01.11.2017, da er nach Auffassung der Kammer seit dem 12.04.2017 voll
erwerbsgemindert (1.) ist und die allgemeinen und besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen (2.) erfÃ¼llt hat. Die Rente ist bis zum
31.10.2020 gemÃ¤Ã� Â§Â§ 99 Abs. 1 S. 1, 101 Abs. 1 i.V.m. 102 Abs. 1 S. 1, Abs. 2

                             4 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/99.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/101.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/102.html


 

S. 1, 2 und 5 SGB VI zu befristen (3.).

Nach Â§ 43 Abs. 2 S. 1 SGB VI haben Versicherte bis zum Erreichen der
Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung, wenn sie

1. voll erwerbsgemindert sind, 2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der
Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung
oder TÃ¤tigkeit haben und 3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine
Wartezeit erfÃ¼llt haben.

1. Der KlÃ¤ger ist seit dem 12.04.2017 voll erwerbsgemindert im Sinne des Â§ 43
Abs. 2 S. 1 Nr. 1 SGB VI.

Versicherte sind gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 S. 2 SGB VI voll erwerbsgemindert, wenn sie
wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Nach Â§ 43 Abs. 3 SGB VI ist nicht
erwerbsgemindert, wer unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei
ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Zur Ã�berzeugung der Kammer steht fest, dass der KlÃ¤ger wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande ist, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes zumindest sechs Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein.

Der SachverstÃ¤ndige Dr. med. E â�¦ hat bei dem KlÃ¤ger auf nervenÃ¤rztlichem
Fachgebiet GesundheitsstÃ¶rungen in Form einer Lumbago [M 54.5], eines
analgetikainduzierten Kopfschmerzes [G 44.4], einer Lernbehinderung [F 81.9],
einer emotional-instabilen PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung vom Borderline-Typ [F 60.31],
einer rezidivierenden depressiven StÃ¶rung (derzeit mittelgradiger AusprÃ¤gung) [F
33.1], einer Agoraphobie mit Panik [F 40.01] sowie einer anhaltenden
somatoformen SchmerzstÃ¶rung auf organischer Grundlage [F 45.41] festgestellt.
Das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers ist aufgrund der vorliegenden
GesundheitsstÃ¶rungen sowohl in qualitativer als auch in rentenbegrÃ¼ndender
quantitativer Hinsicht eingeschrÃ¤nkt. Denn das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers
ist auf zumindest unter sechs Stunden tÃ¤glich fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte bis
mittelschwere TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt abgesunken. Nach
den Feststellungen des gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen Dr. med. E â�¦
wirkt sich insbesondere die Angsterkrankung leistungsmindernd aus. So sind nach
seiner EinschÃ¤tzung TÃ¤tigkeiten, die mit Nacharbeit, Zeitdruck (Akkordarbeit),
hohen Anforderungen an die Konzentration, die Aufmerksamkeit, das intellektuelle
UmstellvermÃ¶gen, dem Heben und Tragen von Lasten mehr als 10 kg, der
dauerhaften Exposition gegenÃ¼ber NÃ¤sse, Feuchtigkeit, Vibration und dem
stÃ¤ndigen Besteigen von Leitern und GerÃ¼sten verbunden sind, dem KlÃ¤ger
nicht mehr zumutbar. Dr. med. E â�¦ gelangt zwar abschlieÃ�end zu der
EinschÃ¤tzung, dass eine Minderung des qualitativen, nicht jedoch des
quantitativen LeistungsvermÃ¶gens anzunehmen sei, da derzeit eine adÃ¤quate
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Behandlung der vorliegenden psychischen Erkrankungen nicht stattfindet. Dass der
SachverstÃ¤ndige hierbei jedoch gerade keine medizinische EinschÃ¤tzung,
sondern eine rechtliche Zuordnung im Hinblick auf den Begriff des Leistungsfalls
bzw. des von der Beklagten beschriebenen sogenannten Behandlungsfalls
vornimmt, wird daran ersichtlich, dass er den KlÃ¤ger erst nach Stabilisierung des
psychischen Zustands bei adÃ¤quat erfolgter Behandlung fÃ¼r fÃ¤hig erachtet,
leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten vollschichtig zu verrichten. Im
Hinblick auf den von ihm beschriebenen Status quo ist deshalb nach Ã�berzeugung
der Kammer von einem unter sechs stÃ¼ndigen LeistungsvermÃ¶gen auszugehen.

Bei dem KlÃ¤ger bestehen EinschrÃ¤nkungen der psychosozialen Kompetenz im
Hinblick auf das Verstehen komplexerer Sachverhalte, erhebliche alltagsrelevante
StÃ¶rungen der Affekt- und Impulskontrolle, flÃ¼chtiges psychotisches Erleben und
eine deutliche innere Anspannung. So beschreibt der Gutachter, dass die
vorliegenden StÃ¶rungen die Alltagskompetenz erheblich einschrÃ¤nken. Der
KlÃ¤ger leidet seit dem Jahr 2016 an spontan auftretenden AngstzustÃ¤nden mit
daraus resultierenden zunehmenden Vermeidungsverhalten. Die Angsterkrankung
ist nach den Feststellungen von Dr. med. E â�¦ deutlich ausgeprÃ¤gt. Der KlÃ¤ger
zieht sich sozial zurÃ¼ck. Der Alltag wird unstrukturiert und Ã¼berwiegend mit dem
Surfen im Internet oder mit Fernsehen verbracht. Zwischenmenschliche
Beziehungen bestehen nur noch zu seiner Lebenspartnerin, welche den KlÃ¤ger im
Alltag in erheblichem Umfang unterstÃ¼tzt. Andere soziale Kontakte bestehen nicht
mehr. Eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben findet aufgrund der Krankheiten
des KlÃ¤gers nicht statt. Die Wohnung verlasse der KlÃ¤ger nur noch selten.
Simulation und Aggravation konnten durch den SachverstÃ¤ndigen ausgeschlossen
werden. Die von dem KlÃ¤ger beschriebenen Beschwerden werden von dem
SachverstÃ¤ndigen als glaubhaft und nachvollziehbar gewertet. Auch im Rahmen
der testpsychologischen Zusatzbegutachtung fanden sich Hinweise auf klinisch
bedeutsame mittelschwere bis schwere depressive Symptome. Die BewÃ¤ltigung
alltagspraktischer Aufgaben erscheint stark beeintrÃ¤chtigt. Der KlÃ¤ger zeige eine
sehr starke Vermeidung vielfÃ¤ltiger sozialer Situationen, da er andernfalls starke
vegetative Angstsymptome erlebe, die zu aggressiven Reaktionen oder Flucht
fÃ¼hren. Dies schrÃ¤nke den KlÃ¤ger in sÃ¤mtlichen Lebensbereichen erheblich
ein und fÃ¼hre zu einem hohen Leidensdruck. Hierdurch befindet sich der KlÃ¤ger
in einem Kreislauf zwischen Ã�ngsten, Vermeidung und RÃ¼ckzug in die eigene
Wohnung, sehr gedrÃ¼ckter Stimmung mit Antriebslosigkeit und mangelnder
kÃ¶rperlicher Konditionierung mit hoher Anspannung.

Hiermit stimmen auch die Feststellungen des von der Beklagten beauftragten
SachverstÃ¤ndigen Dr. medic R â�¦ Ã¼berein. Im Rahmen der psychiatrisch
fachÃ¤rztlichen Exploration konnte auch Dr. medic R. einen psychiatrischen
Beschwerdekomplex feststellen, der den KlÃ¤ger in seinem Alltag durch das
entstandene, aufgebaute und fixierte Vermeidungsverhalten stark beeintrÃ¤chtigt.
Auch er geht davon aus, dass der KlÃ¤ger erst nach psychischer Stabilisierung
durch entsprechende TherapiemaÃ�nahmen in der Lage sein wird, psychisch leichte
TÃ¤tigkeiten in Tagesschicht, ohne Anforderungen an die Frustrationstoleranz und
ohne Beherrschung komplexer ArbeitsvorgÃ¤nge sowie ohne Zeitdruck im Umfang
von mindestens sechs Stunden auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu verrichten. In
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Ã�bereinstimmung mit der EinschÃ¤tzung von Dr. med. E â�¦ kÃ¶nne jedoch allein
aufgrund des Vorliegens eines sogenannten Behandlungsfalls bei nicht
ausgeschÃ¶pften BehandlungsmaÃ�nahmen ein gemindertes quantitatives
LeistungsvermÃ¶gen nicht angenommen werden.

Soweit die SachverstÃ¤ndigen und die Beklagte die Rechtsauffassung vertreten,
dass der Eintritt des Versicherungsfalls allein deshalb abzulehnen wÃ¤re, da der
KlÃ¤ger grundsÃ¤tzlich noch nicht alle zumutbaren therapeutischen,
medikamentÃ¶sen und/ oder rehabilitativen Behandlungsoptionen ergriffen bzw.
ausgeschÃ¶pft habe, folgt die Kammer dieser rechtlichen Bewertung nicht.

Eine solche Sichtweise entbehrt zunÃ¤chst einer gesetzlichen Grundlage. Weder
kann der zentralen Vorschrift des Â§ 43 SGB VI eine solche EinschrÃ¤nkung
entnommen werden, noch lassen sich andere gesetzliche Vorschriften finden, die
bei NichtausschÃ¶pfen zumutbarer BehandlungsmaÃ�nahmen zu einem materiell-
rechtlichen Ausschluss des Rentenanspruchs fÃ¼hren wÃ¼rden. Auch Â§ 103 SGB
VI regelt als eng auszulegende Ausnahmevorschrift ausdrÃ¼cklich nur den Fall,
dass der Anspruch auf eine Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit dann
ausgeschlossen ist, wenn die gesundheitliche BeeintrÃ¤chtigung absichtlich
herbeigefÃ¼hrt worden ist. Die von der Beklagten gemachte EinschrÃ¤nkung lÃ¤sst
sich insoweit dem Gesetz nicht entnehmen.

DarÃ¼ber hinaus kann eine solche EinschrÃ¤nkung auch nicht der Rechtsprechung
des Bundessozialgerichts entnommen werden. Eine Krankheit im Sinne des Â§ 43
SGB VI ist jeder regelwidrige kÃ¶rperliche, geistige oder seelische Zustand
(GesundheitsstÃ¶rung), der geeignet ist, die ErwerbsfÃ¤higkeit eines Versicherten
herabzusetzen (vgl. Ulrich Freudenberg in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VI, Â§ 43
SGB VI, Rn. 62.). So sieht dies auch das Bundessozialgericht in seinem Urteil vom
01. Juli 1964 (11/1 RA 158/61 â��, BSGE 21, 189, SozR Nr 39 zu Â§ 1246 RVO).
Hiernach ist ein Rentenanspruch bei Vorliegen einer seelischen StÃ¶rung im Sinne
einer Neurose nur dann ausgeschlossen, wenn im Einzelfall die Prognose
zuverlÃ¤ssig gestellt werden kann, dass die Ablehnung der Rente bei dem
betroffenen Versicherten die neurotischen Erscheinungen ohne Weiteres
verschwinden lassen. Dies ist bei dem KlÃ¤ger nach den Feststellungen von Dr.
med. E â�¦ jedoch gerade nicht der Fall. Die vorliegenden seelischen StÃ¶rungen
wÃ¼rden auch bei GewÃ¤hrung der Rente fortbestehen.

Anders als in der Krankenversicherung kommt es in der Rentenversicherung auch
nicht darauf an, ob BehandlungsbedÃ¼rftigkeit oder ArbeitsunfÃ¤higkeit besteht.
Denn die BehandlungsfÃ¤higkeit und BehandlungsbedÃ¼rftigkeit einer
GesundheitsstÃ¶rung steht nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts der
Annahme von Erwerbsminderung nicht entgegen (BSG, Urteil vom 19.06.1979 â�� 5
RJ 122/77 â�� Rn. 13, zitiert nach juris). Eine unterbliebene Behandlung fÃ¼hrt
auch ohne RÃ¼cksicht auf die Ursachen der Unterlassung nicht dazu, dass
vorhandene GesundheitsstÃ¶rungen nicht als Krankheit im Rechtssinne anzusehen
wÃ¤ren (vgl. BSG, Urteil vom 19.06.1979 â�� 5 RJ 122/77 â�� juris Rn. 14.).
Gegebenenfalls muss der RentenversicherungstrÃ¤ger Leistungen zur Rehabilitation
anbieten, um die eingetretene Erwerbsminderung wieder zu beseitigen. Allerdings

                             7 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/103.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/103.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=11/1%20RA%20158/61
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2021,%20189
https://dejure.org/gesetze/RVO/1246.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=5%20RJ%20122/77
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=5%20RJ%20122/77
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=5%20RJ%20122/77


 

fÃ¼hrt auch die Verweigerung einer Behandlung nicht dazu, dass eine
GesundheitsstÃ¶rung nicht als Krankheit im Sinne von Â§ 43 SGB VI anzusehen
wÃ¤re. Zwar ist der Versicherte verpflichtet, in zumutbaren Umfang an der
Beseitigung des Versicherungsfalls mitzuwirken und sich insbesondere
medizinischen Rehabilitationsbehandlungen zu unterziehen, eine unberechtigt
verweigerte Behandlung fÃ¼hrt jedoch nicht bereits per se zum Ausschluss des
Rentenanspruchs. Vielmehr muss der RentenversicherungstrÃ¤ger dann nach Â§ 66
Abs. 2 SGB I vorgehen und nach erfolglos gebliebener Aufforderung zur Mitwirkung
die Leistung ganz oder teilweise versagen oder entziehen (vgl. Ulrich Freudenberg
in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VI, Â§ 43 SGB VI, Rn. 64; vgl. BSG, Urteil vom
19.06.1979 â�� 5 RJ 122/77 â�� juris Rn. 14.). Dem steht ausdrÃ¼cklich auch nicht
das Urteil des Bundessozialgericht vom 12.09.1990 (Az. 5 RJ 88/89) entgegen.
Danach ist fÃ¼r das Vorliegen einer Krankheit im Sinne von Â§ 43 SGB VI
erforderlich, dass der Versicherte die psychische Erkrankung auch bei zumutbarer
Willensanspannung nicht aus eigener Kraft oder unter Ã¤rztlicher Mithilfe
Ã¼berwinden kann. Dies gilt nach der Entscheidung des Bundessozialgerichts
jedoch ausdrÃ¼cklich nur fÃ¼r den Fall, dass feststeht, dass gerade die
RentengewÃ¤hrung einer Heilung der seelischen Erkrankung verhindern wÃ¼rde
(BSG Urteil vom 12.09.1990 â�� 5 RJ 88/89 â�� Rn. 17 ff, zitiert nach juris).
Andernfalls ist es mit dem Sinn und Zweck der RentengewÃ¤hrung nicht zu
vereinbaren, dass gerade die RentengewÃ¤hrung den Zustand aufrechterhÃ¤lt,
dessen nachteilige Folgen sie ausgleichen soll. Wie jedoch schon zuvor
ausgefÃ¼hrt, hat bei dem KlÃ¤ger nach den Feststellungen von Dr. med. E â�¦ im
Falle der GewÃ¤hrung einer Rente diese gerade keinen Einfluss auf das
Fortbestehen der seelischen Erkrankungen. Vielmehr sei zu erwarten, dass erst
nach DurchfÃ¼hrung einer stationÃ¤ren psychiatrischen Krankenhausbehandlung,
dort die Einstellung auf eine geeignete Psychopharmakotherapie und einer
verhaltenstherapeutisch orientierten Psychotherapie mit Expositionsbehandlung die
vorliegenden StÃ¶rungen unterhalb eines Halbjahreszeitraumes richtungsgebend
gebessert werden kÃ¶nnen.

Dass die Frage der Behandelbarkeit einer Erkrankung, die die LeistungsfÃ¤higkeit
quantitativ beeintrÃ¤chtigt, nach der hier vertretenden Auffassung nur fÃ¼r die
Frage der Befristung und Dauer einer Rente â�� und der sich gegebenenfalls
anschlieÃ�enden BehandlungsmaÃ�nahmen â�� von Bedeutung sein kann, wird
auch durch das Urteil des Bundessozialgericht vom 29.03.2006 (Az. B 13 RJ 31/05 R)
bestÃ¤tigt. So hat das Bundessozialgericht auch zuletzt in seiner Entscheidung vom
07.08.2014 (Az. B 13 R 420/13 B) ausgefÃ¼hrt, dass im konkreten Fall die
Beurteilung des klÃ¤gerischen LeistungsvermÃ¶gen durch den SachverstÃ¤ndigen
ohne die zuvor im Gutachten genannte EinschrÃ¤nkung einer adÃ¤quat
zielgerichteten Behandlung zu erfolgen habe. FÃ¼r die Kammer ist auch nicht
ersichtlich weshalb insoweit ein Unterschied zwischen kÃ¶rperlichen und
psychischen Erkrankungen zu machen wÃ¤re. Dies wÃ¼rde letztlich zu einer
Ungleichbehandlung fÃ¼hren, die einer gesetzlichen Grundlage (s.o.) entbehrt. So
hat auch das Bundessozialgericht in seiner zuvor zitierten Entscheidung vom
29.03.2006 ausgefÃ¼hrt, dass bei einer orthopÃ¤dischen Erkrankung eine
Erwerbsminderung trotz bestehender BehandlungsmÃ¶glichkeiten in Form einer
Operation eingetreten ist. Insoweit bekommen rentenrechtlich aufgrund
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kÃ¶rperlicher Erkrankung eingeschrÃ¤nkte Versicherte nach Â§Â§ 101 Abs.1, 102
Abs. 2 SGB VI auch fÃ¼r die Vergangenheit eine Rente wegen Erwerbsminderung,
auch wenn diese noch nicht ausreichend oder gar nicht therapiert worden war und
der Versicherte von der Deutschen Rentenversicherung nicht zu einer konkreten
Behandlung gemÃ¤Ã� Â§Â§ 60 ff SGB I aufgefordert worden ist. Die Sichtweise der
Beklagten jedoch zugrunde gelegt, wÃ¼rde bei psychisch Erkrankten bei denen
trotz medizinischen Eintritts der Erwerbsminderung bei noch nicht ausgeschÃ¶pften
Behandlungsoptionen eine RentengewÃ¤hrung per se ausscheiden. Eine solche
Ungleichbehandlung wÃ¼rde jedoch nicht nur dem Gesetz widersprechen, sondern
wÃ¤re darÃ¼ber hinaus auch nicht mit dem derzeitigen medizinischen Stand,
insbesondere im Hinblick auf die wissenschaftliche Durchdringung und
Klassifizierung psychischer StÃ¶rungen in â�� auch fÃ¼r kÃ¶rperliche
Erkrankungen geltenden â�� Systemen (ICD-10 und DSM-IV), zu begrÃ¼nden (vgl.
auch Kahlert, NZS 2016, 563 [568]). Die Kammer vermag sachliche GrÃ¼nde, die
eine solche Handhabe rechtfertigen wÃ¼rden, nicht erkennen. Zumal oftmals die
GrÃ¼nde fÃ¼r eine bislang nicht in Anspruch genommene Behandlung nicht in der
SphÃ¤re des Versicherten liegen. Dies kann sowohl der fehlenden Ã¤rztlichen
Beratung aber auch dem Fehlen von TherapieplÃ¤tzen geschuldet sein.

Aus diesen GrÃ¼nden kann der von der Beklagten zitierten Rechtsprechung des
Bayrischen Landessozialgerichts (ebenso der des SÃ¤chsischen
Landessozialgerichts, Urteil vom 07.02.2017, Az. L 4 R 317/15) nicht gefolgt
werden. Soweit die Beklagte anfÃ¼hrt, dass die Feststellung einer zeitlich
befristeten quantitativen Leistungsminderung hÃ¤ufig eine dauerhafte Berentung
zur Folge hat, da die Zeit der Berentung einerseits meistens nicht fÃ¼r
therapeutische MaÃ�nahmen genutzt werde, andererseits die Chronifizierung der
AngststÃ¶rung durch die Distanzierung von den Anforderungen des Alltags
voranschreitet, erscheint dies zwar nachvollziehbar, Ã¤ndert jedoch nichts an dem
tatsÃ¤chlichen Bestehen der Erwerbsminderung und dem des gesetzlichen
Rentenanspruchs. In solchen FÃ¤llen, in denen eine zumutbare Behandlung
verweigert wird, steht der Beklagten der Weg Ã¼ber Â§ 66 SGB I zur VerfÃ¼gung.
Sie kann in solchen FÃ¤llen die zustehende Rente unter den in dieser Norm
genannten Voraussetzungen wegen fehlender Mitwirkung verweigern. Dass ein
solcher Bescheid im vorliegenden Verfahren durch die Beklagten erlassen worden
ist, ist fÃ¼r die Kammer jedoch nicht ersichtlich. Die erkennende Kammer schlieÃ�t
sich insoweit der Rechtsprechung des Hessischen Landessozialgerichts (Urteil vom
28. MÃ¤rz 2017 â�� L 2 R 415/14 â�� Rn. 64, zitiert nach juris), des Sozialgerichts
Nordhausen (Urteil vom 27.07.2017 â�� S 20 R 1861/13, Urteil vom 10.04.2018 â�� 
S 3 R 2035/16), des Sozialgerichts Berlin (Urteil vom 22.02.2017 â�� S 31 R 5160/14
) und des Sozialgerichts Oldenburg (Urteil vom 22.06.2004 â�� S 5 RA 75/03) an.

Es kommt vorliegend auch nicht darauf an, dass sich die StÃ¶rungen des KlÃ¤gers,
dabei insbesondere die Angsterkrankung und die SchmerzstÃ¶rung innerhalb eines
Halbjahreszeitraums bei adÃ¤quater Behandlung deutlich bessern lassen. Denn
insoweit geht der SachverstÃ¤ndige Dr. med. E â�¦ davon aus, dass das von ihm
festgestellte Leistungsbild bereits seit dem Zeitpunkt der Rentenantragsstellung am
12.04.2017 vorliegt. Zwischen dem entscheidungserheblichen Zeitpunkt der letzten
mÃ¼ndlichen Verhandlung am 27.09.2019 und dem Eintritt des Versicherungsfalls
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am 12.04.2017 liegen mehr als zwei Jahre. Insoweit ist entgegen der Auffassung der
Beklagten auch das Tatbestandsmerkmal "auf nicht absehbare Zeit" im Sinne des 
Â§ 43 SGB VI erfÃ¼llt. Eine Behandelbarkeit innerhalb von sechs Monaten wÃ¼rde
einen Rentenanspruch ausnahmsweise nur dann ausschlieÃ�en, wenn zwischen
dem Eintritt des Versicherungsfalls und dem Tag der UrteilsverkÃ¼ndung bzw. der
sonstigen Instanz beendenden Erledigung die sechs Monate noch nicht verstrichen
sind. Insoweit bestimmt auch Â§ 101 Abs. 1 SGB VI, dass befristete Renten wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit nicht vor Beginn des siebten Kalendermonats nach
dem Eintritt der ErwerbsfÃ¤higkeit geleistet werden.

Im Ergebnis der Beweisaufnahme und unter Bezugnahme auf die Feststellungen des
SachverstÃ¤ndigen Dr. med. E â�¦ ist nach Auffassung der Kammer das
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers seit dem Tag der Rentenantragstellung, dem
12.04.2017, auf zumindest unter sechs Stunden tÃ¤glich abgesunken. Es kann
dahin gestellt bleiben, ob beim KlÃ¤ger ein unter dreistÃ¼ndiges oder ein Ã¼ber
drei- aber unter sechsstÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen besteht, da im Ergebnis
eine volle Erwerbsminderung im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 SGB VI vorliegt. Bei einem
unter dreistÃ¼ndigem LeistungsvermÃ¶gen besteht gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 S. 2
SGB VI grundsÃ¤tzlich volle Erwerbsminderung. Bei einem Ã¼ber drei- aber unter
sechsstÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen besteht gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 S. 2 SGB VI
"nur" eine teilweise Erwerbsminderung. Jedoch ist die konkrete
Arbeitsmarktsituation zu berÃ¼cksichtigen (konkrete Betrachtungsweise), so dass
die teilweise Erwerbsminderung, wenn der allgemeine Arbeitsmarkt verschlossen
ist, in eine volle Erwerbsminderung "durchschlÃ¤gt" (vgl. KassKomm/ GÃ¼rtner,
SGB VI, Â§ 43 Rn. 30; s. a. BSG (GroÃ�er Senat ), Beschluss vom 10.12.1976 â�� GS
2/75, 3/75, 4/75, 3/76, AP RVO Â§ 1246 Nr. 7). Dem Versicherten ist der
Arbeitsmarkt praktisch verschlossen, wenn ihm weder der
RentenversicherungstrÃ¤ger noch die zustÃ¤ndige Agentur fÃ¼r Arbeit innerhalb
eines Jahres seit Stellung des Rentenantrages einen fÃ¼r ihn in Betracht
kommenden Arbeitsplatz anbieten kÃ¶nnen (vgl. KassKomm/GÃ¼rtner, SGB VI, Â§
43 Rn. 31). Der KlÃ¤ger ist seit dem 07.07.2017 arbeitslos. Ein leidensgerechter
Arbeitsplatz wurde ihm weder angeboten noch steht ihm einer zur VerfÃ¼gung. Aus
diesem Grund gilt der Teilzeitarbeitsmarkt als verschlossen. Die teilweise
Erwerbsminderung schlÃ¤gt in eine volle Erwerbsminderung durch.

Die Kammer hat keine Zweifel, dass der SachverstÃ¤ndige Dr. med. E â�¦ die
medizinischen Befunde zutreffend erhoben hat. Den insoweit Ã¼berzeugenden
Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen schlieÃ�t sich die Kammer an. An der
medizinischen Fachkunde sowie der Unparteilichkeit des Gutachters bestehen keine
Bedenken. Das Gutachten ist umfassend und widerspruchsfrei. Der
SachverstÃ¤ndige setzt sich mit den GesundheitsstÃ¶rungen des KlÃ¤gers und den
erhobenen Befunden auseinander, bezieht alle beigezogenen medizinischen
Unterlagen ein und legt nachvollziehbar dar, welche Diagnosen aufgrund welcher
Befunde erstellt wurden und welche Auswirkungen diese auf das
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers haben. Die gutachterlichen AusfÃ¼hrungen
lassen weder Denkfehler noch sonstige WidersprÃ¼che oder MÃ¤ngel erkennen.
Soweit der SachverstÃ¤ndige hingegen eine rechtliche WÃ¼rdigung zum Begriff des
Leistungsfalls bzw. des sogenannten Behandlungsfalls bei bestehenden
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Besserungschancen bei konsequenter Therapie vornimmt, folgt das Gericht diesen
AusfÃ¼hrungen aus den zuvor benannten GrÃ¼nden nicht. Soweit der
SachverstÃ¤ndige zur umfassenden AbklÃ¤rung des klÃ¤gerischen
LeistungsvermÃ¶gens eine Begutachtung auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet
angeregt hat, hat die Kammer, nachdem der Eintritt des Versicherungsfalls bereits
nachgewiesen war, dies nicht fÃ¼r erforderlich erachtet. Anhaltspunkte dafÃ¼r,
dass die orthopÃ¤dischen EinschrÃ¤nkungen die GewÃ¤hrung eine
Erwerbsminderungsrente auf Dauer rechtfertigen wÃ¼rden, bestanden nach
Auffassung des Gerichts nicht.

2. Sowohl die allgemeinen als auch die besonderen versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen der Â§Â§ 50 Abs. 1 S. 1 Nr. 2, 51 Abs. 1, 43 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 u. Nr.
3 i.V.m. Abs. 4 SGB VI liegen zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls, dem
12.04.2017, unstreitig vor. Zu diesem Zeitpunkt sind die erforderlichen fÃ¼nf Jahre
allgemeine Wartezeit und die Vorversicherungszeiten mindestens drei Jahre
Pflichtbeitragszeiten in den letzten fÃ¼nf Jahren vor dem Leistungsfall erfÃ¼llt.

3. Die befristete Rente wegen voller Erwerbsminderung beginnt am 01.11.2017 und
endet spÃ¤testens am 31.10.2020 gemÃ¤Ã� Â§Â§ 99 Abs. 1 S. 1, 101 Abs. 1 i.V.m. 
102 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 S. 1, 2 und 5 SGB VI.

Nach Â§ 99 Abs. 1 SGB VI wird eine Rente aus eigener Versicherung von dem
Kalendermonat an geleistet, zu dessen Beginn die Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r
die Rente erfÃ¼llt sind, wenn die Rente bis zum Ende des dritten Kalendermonats
nach Ablauf des Monats beantragt wird, in dem die Anspruchsvoraussetzungen
erfÃ¼llt sind. Bei spÃ¤terer Antragsstellung wird eine Rente aus eigener
Versicherung von dem Kalendermonat an geleistet, in dem die Rente beantragt
wird. Jedoch werden befristete Renten wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit nicht
vor Beginn des siebten Kalendermonats nach dem Eintritt der Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit geleistet gemÃ¤Ã� Â§ 101 Abs. 1 SGB VI. Nach Â§ 102 Abs. 2 S. 1
, 5 SGB VI werden Renten wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit grundsÃ¤tzlich
auf Zeit geleistet. Renten, auf die ein Anspruch unabhÃ¤ngig von der jeweiligen
Arbeitsmarktlage besteht, werden unbefristet geleistet, wenn unwahrscheinlich ist,
dass die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit behoben werden kann; hiervon ist nach
einer Gesamtdauer der Befristung von neun Jahren auszugehen.

Die dem KlÃ¤ger zustehende Rente wegen voller Erwerbsminderung ist befristet zu
leisten. Die zum einen in Betracht kommende Arbeitsmarktrente aufgrund der
Verschlossenheit des Teilzeitarbeitsmarkts ist gemÃ¤Ã� Â§ 102 Abs. 2 S. 5 SGB VI
grundsÃ¤tzlich zu befristen. Zum anderen handelt es sich nach den Feststellungen
des SachverstÃ¤ndigen Dr. med. E â�¦ bei den GesundheitsstÃ¶rung des KlÃ¤gers
um einen besserungsfÃ¤higen Zustand, so dass es nicht unwahrscheinlich ist, dass
die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit behoben werden kann, Â§ 102 Abs. 2 S. 5 SGB
VI. So kann bei DurchfÃ¼hrung einer stationÃ¤ren psychiatrischen Behandlung mit
Einstellung auf eine geeignete Psychopharmakotherapie und eine
verhaltenstherapeutisch orientierte Psychotherapie mit Expositionsbehandlung eine
Stabilisierung des psychischen Zustands mit der RÃ¼ckkehr in ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten
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gerechnet werden.

Die befristete Rente wegen voller Erwerbsminderung beginnt mit dem siebten
Kalendermonat am 01.11.2017 nach Eintritt der Erwerbsminderung am 12.04.2017
und endet am 31.10.2020 gemÃ¤Ã� Â§ 102 Abs. 2 S. 2 i.V.m. Â§ 102 Abs. 1 SGB VI,
da die Befristung lÃ¤ngstens fÃ¼r drei Jahre nach Rentenbeginn erfolgt.

II.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG und folgt der in
Entscheidung in der Hauptsache. Die Berufung ist kraft Gesetzes zulÃ¤ssig, Â§ 144
Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGG.

Erstellt am: 18.11.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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